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»Imperialer Realismus?« 
Eine Replik auf Uli Cremer

von Frank Deppe

den Stellenwert sicherheits- und au-
ßenpolitischer Positionen: auf der ei-
nen Seite diejenigen, die nach Gemein-
samkeiten mit der SPD und den Grünen 
suchen, um mögliche Regierungskoa-
litionen vorzubereiten und dabei auch 
bereit sind, Essentials linker Außen- 
und Sicherheitspolitik zur Disposition 
zu stellen;1 auf der anderen Seite die-
jenigen, die angesichts der drohenden 
Kriegsgefahren und einer Zäsur deut-
scher Außenpolitik hin zu mehr Mili-
täreinsätzen in der Welt – wie es vor 
einem Jahr auf der Münchener Sicher-
heitskonferenz unisono von Gauck, 
von der Leyen und Steinmeier gefor-
dert (und gerade erneuert) wurde – eine 

Die Linke (nicht nur die Partei dieses 
Namens) braucht dringend eine außen-, 
sicherheits- und friedenspolitische De-
batte. In den Reaktionen auf die Zu-
nahme von Konflikten und Kriegen in 
der Welt (von Afrika über den Nahen 
Osten bis in die Ukraine) sowie auf die 
Politik der Bundesregierung, der EU 
und der NATO reflektieren sich unter-
schiedliche und kontroverse Deutungen 
des Charakters dieser Konflikte sowie 
ihres Zusammenhangs mit den vom glo-
balen Kapitalismus (in letzter Instanz) 
dominierten Macht- und Kräfteverhält-
nissen in der Weltwirtschaft und Welt-
politik (also: die »Imperialismusproble-
matik«). 

Dazu kommen – innerhalb der Par-
tei DIE LINKE und zwischen den »Strö-
mungen« – unterschiedliche strate-
gische und taktische Vorstellungen über 
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Frank Deppe war bis 2006 Professor für Po-
litikwissenschaft an der Philipps-Universität 
Marburg. Er ist Mitherausgeber von Sozialis-

mus. Seine letzte Buchveröffentlichung »Impe-
rialer Realismus? Deutsche Außenpolitik: Füh-
rungsmacht in ›Neuer Verantwortung‹« (VSA: 
Verlag Hamburg 2014) wurde von Uli Cremer 
unter dem Titel »Instrumentalisierung der EU 
oder im Dienste des westlichen Blocks?« in Heft 
2-2015 von Sozialismus (S. 51-53) besprochen 
und kritisiert. Darauf repliziert Frank Deppe 
mit diesem Beitrag.

1 Für die Partei DIE LINKE hat der MdB 
Stefan Liebig in der Expertenkommission zur 
neuen deutschen Außenpolitik mitgearbei-
tet. Sein abweichendes Votum betrifft nicht die 
strategische Grundorientierung des Papiers 
der Expertengruppe, sondern will die Rolle der 
UNO bei »Friedenseinsätzen« stärken. Liebig 
profiliert sich freilich öffentlich eher durch die 
Kritik an linken Positionen in seiner Partei und 
in der Friedensbewegung als durch eine kri-
tische Auseinandersetzung mit den Thesen der 
Kommission und dem »neuen deutschen Impe-
rialismus« (vgl. mein Buch, S. 27ff.). Vielleicht 
bedeutet ihm die Anerkennung durch die Eli-
ten (bzw. der Nachweis von Regierungsfähig-
keit mit diesen) mehr als der Kampf gegen die 
herrschende Politik im Interesse des global ori-
entierten deutschen Kapitals und seiner poli-
tischen Interessenvertreter.
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Radikalisierung der Kritik der herr-
schenden Politik und eine Stärkung der 
außerparlamentarischen Friedensbewe-
gung fordern, um auf diese Weise auch 
die Position der LINKEN im Parlament 
zu stärken. 

In diesen Debatten müssen viele tra-
ditionelle Überzeugungen überprüft 
werden, die sich auf dem Boden der 
klassischen Imperialismusanalysen (bis 
zum Ersten Weltkrieg) und des Kalten 
Krieges bzw. des Ost-West-Gegensatzes 
nach 1945 gebildet hatten.2 Gleichzeitig 
wird theoretische und politische Unsi-
cherheit dadurch verstärkt, dass gewalt-
bereiter religiöser Fanatismus und Na-
tionalismus – auch als Reaktion auf die 
Widersprüche, die die kapitalistische 
Globalisierung reproduziert – im Auf-
schwung sind. Barbarische Verhältnisse 
breiten sich aus. Vielfach stoßen dabei 
reaktionäre Kräfte in Bürgerkriegen auf-
einander – auf der einen Seite Vertreter 
von Militärdiktaturen, auf der anderen 
Seite religiöse Fanatiker, Terroristen, 
die im Namen eines Gottes, einer Glau-
bensrichtung oder einer Nation Schre-
cken verbreiten. Sie kämpfen aber auch 
gegen Streitkräfte der USA und deren 
Verbündeten, die im Namen westlicher 
Werte die geopolitischen Interessen des 
»American Empire« mit Gewalt gegen 
»Störenfriede« der internationalen Ord-
nung durchsetzen und dabei Angst und 
Schrecken verbreiten. Die Zahl der Op-
fer solcher Politik ist immer noch weit-
aus höher als die der IS-Terroristen.

Der Zusammenhang zwischen dieser 
Barbarisierung auf der einen und der 
Herstellung der »One World« des Ka-

pitals nach 1991 auf der anderen Seite 
steht immer wieder im Mittelpunkt 
der internationalen marxistischen For-
schungen und Diskussionen, wie sie z.B. 
von David Harvey, Leo Panitch und Sam 
Gindin, dem verstorbenen Giovanni Ar-
righi, Stephen Gill, Kees van der Pijl, 
Perry Anderson, Ingar Solty, Elmar Alt-
vater, Birgit Mahnkopf u.a. vorangetrie-
ben werden. Die Analysen der Entwick-
lung der europäischen Integration, die 
ich zusammen mit anderen in der Mar-
burger Forschungsgruppe Europäische 
Gemeinschaften (FEG) seit den frü-
hen 1990er Jahren durchgeführt habe, 
bewegten sich in diesem Rahmen ei-
ner (neogramscianisch inspirierten) 
Internationalen Politischen Ökono-
mie, die den Wandel von hegemoni-
alen Ordnungen im internationalen 
System, aber auch im Rahmen der Eu-
ropäischen Union – und hier spielt wie-
derum Deutschland eine zentrale Rolle 
– zum Gegenstand nimmt. Wir haben 
dabei von Anfang an die neue Dynamik 
der Europäischen Integration – seit dem 
Binnenmarktprogramm ’92, für das sich 
Jacques Delors engagierte – als Antwort 
der europäischen Kapitalinteressen und 
ihrer politischen Repräsentanten auf die 
»Globalisierung«, das »American Em-
pire« und die damit verbundenen öko-
nomischen und politischen Machtverän-
derungen interpretiert.3

Meine Flugschrift »Imperialer Realis-
mus? Deutsche Außenpolitik: Führungs-
macht in neuer Verantwortung« bezieht 
sich nicht unmittelbar auf die innerpar-
teilichen Kontroversen der LINKEN. Sie 
wurde nicht nur durch die Tagesereig-

nisse seit Ende 2013, sondern vor allem 
durch eine Zäsur im Elitendiskurs über 
deutsche Außenpolitik (»Mehr Macht 
– mehr Verantwortung«) angeregt. Zu-
gleich bemühe ich mich, diese Verände-
rung auf die Machtverschiebungen im 
internationalen System und die damit 
verbundenen geopolitischen Strategien 
und Konflikte zu beziehen. Uli Cremer, 
dessen Kompetenz in Fragen der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik ich ebenso 
schätze wie sein friedenspolitisches En-
gagement am linken Flügel der Grü-
nen, setzt sich damit kritisch auseinan-
der und benennt sicher auch analytische 
Defizite dieser Flugschrift. Allerdings 
gibt es dabei Missverständnisse und (in 
Einzelfragen) unterschiedliche Auffas-
sungen, die wir benennen und ausräu-
men sollten. Ich beschränke mich auf 
vier Punkte.

1.
Schon im ersten Satz behauptet Uli Cre-
mer, dass ich eine »Analyse der deut-
schen Außenpolitik« vorgelegt hätte. 
Das trifft nicht zu, es war auch gar nicht 
meine Absicht, denn ich bin kein Ex-
perte in deutscher Außen- und Sicher-
heitspolitik. Deshalb ist mir, worauf 
Cremer hinweist, wohl auch die Bedeu-
tung des »großen alten Mannes«, Volker 
Rühe, als Leiter der Bundestagskom-
mission zur Lockerung des Parlaments-
vorbehalts bei Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr nicht bewusst. Allerdings 
erwähne ich, dass die Aushebelung des 
Parlamentsvorbehalts in dem Strategie-
papier der Stiftung Wissenschaft und 
Politik (des Thinktanks des deutschen 
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Außenministeriums) und des German 
Marshall Fund ausdrücklich als Ziel be-
nannt wird (S. 13; alle Seitenangaben 
im Text beziehen sich auf mein Buch). 
Ich erwähne zudem einen konserva-
tiven Diskursstrang, der schon seit 1991 
die Notwendigkeit einer Neuorientie-
rung deutscher Außenpolitik im Sinne 
der »neuen Verantwortung« propagiert 
(Hans-Peter Schwarz, Arnulf Baring, 
Michael Stürmer u.a., vgl. S. 15f.).

Gleichwohl ist mein Ansatz beschei-
dener: Es handelt sich um eine Diskurs-
analyse, die sich auf das Strategiepapier 
»Neue Macht – neue Verantwortung« 
und die Resonanz darauf in der poli-
tischen Klasse, der Regierung und den 
Medien bezieht. Meine These: Es han-
delt sich um eine Zäsur, die durch die 
historische Debatte über 1914 und durch 
die aggressive Haltung gegenüber Russ-
land im Ukraine-Konflikt verstärkt 
wird. Dass Elitendiskurse jeweils mit 
realen Machtverhältnissen und prak-
tischen politischen Entscheidungen 
(z.B. mit dem »Tabubruch«, keine Waf-
fen in Krisengebiete zu liefern, oder mit 
der Übernahme einer Führungsrolle 
Deutschlands in einer schnellen NATO-
Eingreiftruppe für Osteuropa) verbun-
den sind, braucht wohl nicht weiter be-
gründet zu werden.

2.
Uli Cremer schiebt gleich seine Haupt-
kritik hinterher. Er behauptet, dass ich 
diese Zäsur als ein »deutsches« und 
nicht als ein »Projekt des westlichen 
Blocks« betrachte. Daraus resultiere an-
geblich die Grundschwäche meiner Ar-
gumentation: eine systematische Un-
terschätzung der Einbindung deutscher 
Politik in das von den USA mit der 
NATO geführte westliche Bündnis. Es 
fällt mir nicht leicht, auf diese Kritik zu 
antworten, weil sie einfach dem Inhalt 
meines Buches nicht gerecht wird!

Meine Rekonstruktion des Elitendis-
kurses konstatiert in drei Schritten:
■ Deutschland soll aufgrund seiner 

ökonomischen Macht nun mehr poli-
tische Verantwortung (einschließlich 
von mehr Militäreinsätzen im Aus-
land, gegen die »Störenfriede« der 
globalen Ordnung, die vom Westen 
beherrscht wird) übernehmen. Das 
ist das klassische Thema des alten 

konservativen Diskurses, Deutsch-
land sei ökonomisch ein »Riese«, 
aber politisch ein »Zwerg«, es müsse 
aus dem »Schatten der Geschichte« 
(d.h. der Verbrechen des deutschen 
Imperialismus im 20. Jahrhundert) 
heraustreten und sich selbstbewusst 
seiner Rolle in »Mitteleuropa« bzw. 
als fast »Global Player« bewusst wer-
den, ohne, wie ich im zweiten Kapitel 
ausführe, mit den Schuldthesen der 
Vergangenheit (1914ff., 1933ff.) bela-
stet zu sein. Diese Orientierung rückt 
jetzt vom rechten Rand in die Mitte 
des politischen Herrschaftssystems.

■ Deutschland hat in der EU seit 2010 
(Krisenmanagement/Austeritätspo-
litik) auch eine politische Führungs-
rolle übernommen. Frau Merkel ist 
die starke Frau Europas! In diesem 
Zusammenhang begründe ich die 
These vom »kooperativen Imperialis-
mus« (Bieling) in den Bündnissyste-
men, in die Deutschland einbezogen 
ist (also vor allem EU und NATO).

■ Und schließlich mehr »politische 
Verantwortung« (einschließlich von 
Militäreinsätzen der Bundeswehr). 
Das bedeutet, dass Deutschland – 
über seine Führungsrolle in Europa 
auch innerhalb der NATO, d.h. im 
Bündnis mit den USA – diese Ver-
antwortung wahrnehmen soll. Das 
ist nun wirklich der entscheidende 
Punkt, der sich sowohl auf die »neue 
Verantwortung« im Bereich der Si-
cherheitspolitik (Aufwertung der 
NATO) als auch auf die weltwirt-
schaftliche Rolle (CETA, TTIP: als 
»Wirtschafts-NATO«) bezieht. Auf 
S. 13, den Seiten 30/31 und S. 131 
wird das – wie an anderen Stellen – 
ganz klar hervorhoben: »Die Eliten 
in Nord amerika und Westeuropa set-
zen auf die ›Suprematie des Westens‹ 
… Die NATO ist das wichtigste militä-
rische und politische Instrument die-
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2 In den »Marxistischen Blättern« (1/2015) 
hat Thanassis Spanidis meiner Schrift vorge-
halten, dass sie »deutlich hinter den Stand ak-
tueller Diskussionen innerhalb der kommuni-
stischen Weltbewegung zurückfällt«. Er meint 
wohl die von KKE geführte kommunistische 
Weltbewegung, die – in der Tradition des VI. 
Weltkongresses der KI – mehr gegen Syriza als 
gegen Imperialismus und Faschismus kämpft.

3 Vgl. dazu u.a. Hans-Jürgen Bieling: Die 
Globalisierungs- und Weltordnungspolitik der 
europäischen Union, Wiesbaden 2010.
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ser Politik, die derzeit um TTIP er-
gänzt wird… Der Elitendiskurs im 
Zeichen des ›imperialen Realismus‹ 
ordnet sich in diese Strategie ein« 
(S. 131).

Uli Cremer bezieht sich dagegen auf Zi-
tatfragmente, nach denen sich »deut-
sche Außenpolitik« auch »gegen den 
Führungsanspruch der USA richten 
könnte«. Nun, dieses Misstrauen gibt 
es immer wieder in den USA (siehe ge-
rade McCain gegen Merkel, Schröders 
Haltung im Irakkrieg, Westerwelles Po-
sition anlässlich der Libyen-Interven-
tion). Es gibt Widersprüche und unter-
schiedliche Interessen im »Block an der 
Macht«. Dazu gehört dann immer auch 
eine – früher als »gaullistisch« bezeich-
nete – Linie deutscher Außenpolitik, die 
– zumal im Blick auf die absteigende 
Position des US-Empire – der EU und 
den Beziehungen zu Frankreich einen 
höheren Stellenwert einräumen möchte 
als den transatlantischen Beziehungen. 
Das wird auch im Ukraine-Konflikt 
deutlich. Dennoch wird der neue außen-
politische Diskurs von den »Transat-
lantikern« dominiert – das ist eine zen-
trale These meines Buches und ich leite 
sie auch aus den neuen Machtkonstel-
lationen im Weltsystem (Aufstieg und 
Konsolidierung neuer Großmächte, rela-
tiver Niedergang der westlichen Beherr-
schung der Welt) ab.

Es liegt auf der Hand, dass die Linke 
gerade diese Problematik – auch in kon-
troversen Analysen und Debatten – ins 
Zentrum zu stellen hätte. Selbstver-
ständlich gibt es hier viele offene Fra-
gen. Ich betone in meinem Buch aus-
drücklich, dass die Strategie der »neuen 
Verantwortung« mit zahlreichen Wider-
sprüchen – unterschiedliche Interessen 
im Block an der Macht, Widersprüche 
im EU-System, die ungelösten Probleme 
der Krisen des Finanzmarktkapitalis-
mus usw. usf. – konfrontiert ist. Es han-
delt sich um ein Politikfeld, auf dem um 
unterschiedliche Interessen und Stra-
tegien gerungen wird – und hier liegen 
auch Ansatzpunkte für linke Kritik und 
Politik. Uli Cremer weist zu Recht da-
rauf hin, dass die deutsche Russland-
Politik unter diesen Feldern besonders 
wichtig ist!

3.
Meine Argumentation, dass die Ukra-
ine-Krise als »Brandbeschleuniger« 
für eine außenpolitische Zäsur gewirkt 
habe, kann Cremer zufolge »nicht über-
zeugen«, denn »die Bundesregierung ist 
in der Krise eher auf Deeskalation und 
Entspannung bedacht«. Sie muss so-
gar wegen »der russophoben Kräfte in 
der EU … Sanktionen verhängen und 
der eigenen Wirtschaft Schaden zufü-
gen«. Dieses Argument von Cremer ver-
mag mich nicht zu überzeugen. »Brand-
beschleuniger« meint ja nicht, dass jetzt 
deutsche Truppen in die Ukraine ent-
sandt werden, sondern dass mit der Zu-
spitzung der Krise ein Klima der Kon-
frontation angeheizt worden ist. Die 
deutsche Bundesregierung hat von An-
fang an den putschistischen – von Fa-
schisten unterstützten – Systemwan-
del mit dem Anspruch, die Ukraine in 
die EU und schließlich auch mittelfristig 
in die NATO zu führen, unterstützt und 
damit in der Konfrontation mit Russ-
land (und Putin) eindeutig Stellung be-
zogen. Der neue »Kalte Krieg«, der die 
NATO aufwertet und neue Feindbilder 
schafft, ist auch ein Ergebnis dieser Po-
litik. Dabei werden natürlich auch ei-
gene Interessen verfolgt, die nicht im-
mer mit denen der US-amerikanischen 
Politik gegenüber Russland und der Uk-
raine oder mit den Interessen z.B. der 
baltischen Staaten und von Polen über-
einstimmen. Diese Politik der Bundes-
regierung hat aber zugleich die Grenzen 
des »imperialen Realismus« aufgezeigt 
und ihr deutlich gemacht, dass die öko-
nomische und politische Führungs-
macht der EU militärisch – gegenüber 
den USA, aber auch gegenüber Russland 
und China – nach wie vor eine relativ 
unbedeutende Mittelmacht ist. Deshalb 
wiederum die Lehre, dass der Aufstieg 
zum »Global Player« und die Führungs-
rolle der EU nur in der politischen und 
militärischen Kooperation mit den USA 
realisiert werden kann.

4.
Uli Cremer hält »diverse biografische 
Details zu Akteuren des Diskurses für 
verzichtbar«. Was jemand früher mal 
gemacht und gedacht hat (ob Juso oder 
Maoist), sei »für seine heutige Position 
und Funktion herzlich egal«. Mit Au-

ßen- und Sicherheitspolitik habe das 
wenig zu tun. Das sehe ich ganz an-
ders! Mich haben die Biografien von In-
tellektuellen, die von begeisterten Re-
volutionären zu »Renegaten« werden, 
immer interessiert. Für die Analyse 
von Herrschaft und Ideologie (ideolo-
gische Staatsapparate, Medien, Wis-
senschaftssystem, Stäbe der politischen 
Führung, Think Tanks usw.), aber auch 
für das Denken von gebildeten Teilen 
der Mittelschichten sind solche Kehrt-
wendungen im historischen Verlauf von 
außerordentlicher Bedeutung. Die Zy-
niker unter den Politprofis und die kal-
ten Machtstrategen belustigen sich – 
meist bei edlen Getränken und teuren 
Zigarren - über ihren jugendlichen Ra-
dikalismus. Auch für die Außenpoli-
tik nach dem Ende des Kalten Krieges 
ist es schon bedeutsam (und eben nicht 
»herzlich egal«), ob sich Minister, Jour-
nalisten, Schriftsteller, die einst alle 
Kriege gegen den Imperialismus gefei-
ert und Pol Pot verehrt haben, sich nun-
mehr als Menschenrechts-Bellizisten 
gebärden, die entweder direkt oder indi-
rekt die Regierungen ihrer Länder auf-
fordern, militärisch gegen die Feinde 
der westlichen Zivilisation zu interve-
nieren (vom Irak über Afghanistan bis 
nach Libyen und Syrien). Ich habe be-
wusst darauf hingewiesen, dass die Ent-
wicklung von Teilen der einst ultraradi-
kalen Intellektuellen in Frankreich auch 
hierzulande für einige Führungskräfte 
der Grünen Vorbildfunktion hat.

Ich beschränke mich bei der perso-
nalisierenden Kritik vor allem auf Men-
schen meiner Generation, die zuerst im 
SDS, dann in den 1970er Jahren in den 
K-Gruppen aktiv waren und über die 
Grünen seit den 1990er Jahren steile 
Karrieren in Politik und Staat hingelegt 
haben. Aus der Geschichte der Intel-
lektuellen und des Renegatentums wis-
sen wir, dass gerade solche radikalen 
Wendungen einen besonders skrupel-
losen Typus des Machtpolitikers her-
vorgebracht haben, der gegenüber den 
Herrschenden im Zentrum der Macht 
auch deshalb besonders unterwürfig ist, 
weil er immer noch alte Schuld abtra-
gen muss.




